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Editorial/ Renate Brunnbauer, Franz Kaiser 

K   önnen, müssen, sollen – oder 
einfach TUN? Mit dem Titel  
dieser Frühwarnung wollen 

wir zeigen, dass wir die vielfältigen 
Problembereiche die uns das Arbeiten 
in den Schulen erschweren, kennen 
und ernst nehmen. Gleichzeitig stehen 
wir für eine Schulentwicklung, die von 
den beteiligten KollegInnen als sinnge-
bend und positiv erlebt wird.

Lückenhafte  Unterstützung durch 
Hilfestellungen und/oder Ressourcen 
etwa im SPF-Bereich oder überhaupt 
Schwierigkeiten, die sich aus struktu-
rellen Mängeln des Bildungssystems er-
geben, erschweren uns das Arbeiten an 
den Schulen. Die langen Wege, die VS-
KollegInnen zurücklegen müssen, bis 
für ein Kind eine notwendig zusätzliche 
Betreuung erreicht werden kann, sind 
nicht zu akzeptieren. Unsere veraltete 
Schulveranstaltungsverordnung macht 
aus der ursprünglich als Ausnahme-
fall gedachten Möglichkeit, mit einem 
Schulforumsbeschluss die Begleitperso-
nenanzahl zu ändern, eine fast ständige 
Notwendigkeit. Diese Themen werden 
in den gewerkschaftlichen und personal-
vertreterischen Gremien aktuelle Aufga-
ben bleiben müssen ebenso wie unsere 
bildungspolitische Grundpositionen 

(Gemeinsame Schule) weiterhin artiku-
liert gehören.

Die gerade veröffentlichte Evaluation 
der Neuen Mittelschule zeigt uns, dass 
SchülerInnen gleicher Leistung nach 
Abschluss einer NMS oder HS wesent-
lich geringere Chancen auf den Besuch 
einer höheren Schule haben als Absol-
venten der AHS Unterstufe. Eine leichte 
Tendenz zu höheren Übertrittsquoten in 
die AHS für AbsolventInnen der NMS 
zeigt sich zwar, ein wesentlicher Beitrag 
zur Reduktion von Ungleichheiten ist 
das aber nicht. Natürlich nicht, die aus-
schlaggebende Laufbahnentscheidung 
hat ja bereits bei Eintritt in die NMS 
stattgefunden. Da die NMS keine echte 
gemeinsame Schule darstellt, die AHS 
weiterhin existiert, waren hier von vorn-
herein keine großen Effekte in Bezug auf 
mehr Chancengleichheit zu erwarten. 
KollegInnen an schwierigen Standor-
ten arbeiten heute weitgehend mit der 
gleichen Eingangsklientel. Dass die Ein-
führung der NMS als Schulreform be-
zeichnet wurde, hat daran auch nichts 
geändert.

Unsere Solidarität gilt allen Schul-
kindern und allen LehrerInnen. Denn 
auch Schwierigkeiten, die nur wenige be-
treffen, müssen wir zu unseren Anliegen 
machen. Es darf kein Kind zurückgelas-
sen und keine Lehrperson alleine gelas-
sen werden. 

Aufgeben ist keine Option! Resigna-
tion kommt nicht in Frage: Auch wenn 
es viele Anlässe für Prostest gibt. In der 
Zwischenzeit lassen wir uns die Freude 
an unserem Beruf nicht verderben. Ori-
entieren wir uns an Best Practice Beispie-
len. Setzten wir uns weiterhin für eine 
zukunftstaugliche Bildung ein. Suchen 
wir Mehrheiten für engagierte Konzepte 
an den Standorten und auch in der Ge-

werkschaft! Und vergessen wir bei allem 
Engagement trotzdem nicht, einzufor-
dern, was wir für fortschrittliche pädago-
gische Arbeit brauchen. 

Wir freuen uns, mitteilen zu können, 
dass wir seit Februar 2015 auch unter der 
Festnetznummer des Zentralausschusses 
(0732 71 88 88 – 127) erreichbar sind. 
Von Montag bis Donnerstag während 
der üblichen ZA-Dienstzeiten kümmern 
wir uns gerne um eure Anliegen. Freitags 
haben wir beide Schule, da sind wir wei-
terhin nur über unsere Mobiltelefone zu 
erreichen.

Grundlage für diese Änderung un-
serer Dienstzeiten ist das Ergebnis der 
Personalvertretungswahlen und der da-
raus resultierenden Verteilung der Frei-
stellungstunden. 20,85% der oberöster-
reichischen KollegInnen haben uns mit 
ihrem Votum ihr Vertrauen gegeben! 
Das bedeutet, dass die Wahlplattform 
Grüne&kuli-UG mit zwei Mandaten im 
Zentralausschuss vertreten ist.

Wir bedanken uns für euer Vertrauen 
und nehmen diesen Auftrag sehr ernst.

Renate Brunnbauer
Franz KaiserRenate Brunnbauer

 Franz Kaiser

Editorial
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Nach dem miserablen Evalationsbe-
richt über die Neuen Mittelschulen 
ist eines klar: Die österreichische 
Bildungspolitik braucht neues Per-
sonal, wenn es je so etwas wie eine 
substanzielle Reform geben soll, die 
diesen Namen auch verdient. 

Mit dem Evaluationsbericht 
der Uni Salzburg und des 
Bifie wird der pädagogi-

sche Misserfolg des Modellversuchs 
Neue Mittelschule (NMS) öffentlich 
gemacht. Der Rechnungshof hat ja 
zuvor bereits das organisatorische 
und finanzielle Schlamassel des Un-
terrichtsministeriums und das NMS-
Lügengebäude der damaligen Minis-
terin Claudia Schmied umfassend 
angeprangert. Jetzt wissen wir, dass 
die unprofessionelle und unverant-
wortliche Schulpolitik der letzten 
Jahre Kinder und Lehrer der Haupt-
schulen als Versuchskaninchen für 
ein untaugliches Modell missbraucht 
hat. Die Schuld liegt eindeutig bei den 
Regierungsparteien, im Speziellen 
bei Claudia Schmied und dem ÖVP-
ler Werner Amon, die 2012 trotz aller 
Warnungen, trotz negativer Daten aus 
dem ersten NMS-Jahrgang und ohne 
eine Evaluation abzuwarten die NMS 
für alle Hauptschulen per Gesetz ein-
geführt haben. 

Gleichzeitig hat die Regierung 
2012 auch die bis dahin gesetzlich 
vorgeschriebene Evaluation beerdigt. 
Es ist dem Salzburger Bifie zu verdan-
ken, dass trotz des offenen Missfallens 
der Ministerin Schmied diese Eva-
luation weiter betrieben wurde und 
heute überhaupt ein Bericht vorgelegt 
werden kann. Dieser Widerstand ge-
gen das Lieblingsprojekt der egozen-
trischen Ministerin hat manchem am 
Bifie ja auch die Karriere gekostet. 

Der vorliegende Evaluationsbericht 
zeigt, dass die NMS alle von der Regie-
rung in Aussicht gestellten Erwartungen 
verfehlt hat: 

Es gibt keinen positiven Leistungseffekt: 

In allen Überprüfungen und Tests 
haben die Neuen Mittelschulen nicht 
besser als die alten HS abgeschnitten, 
an etlichen Standorten waren die NMS-
Ergebnisse sogar schlechter als früher. 

Es gibt keinen Attraktivitätseffekt: 

Der NMS laufen seit Jahren die 
Schüler in Richtung Gymnasium da-
von, das zeigt die jährliche Schulstatis-
tik. Die Eltern stimmen seit längerem 
mit den Füßen über diesen Schultyp ab 
- vor allem dort, wo ein Gymnasium in 
der Nähe ist. 

Es gibt keinen pädagogischen Effekt 
des Team-Teachings im Vergleich zu 
den bisherigen Leistungsgruppen: 

Was in der Theorie und auf Papier 
schön ausschaut, muss in der Schulre-
alität noch lange nicht funktionieren.

Es gibt durch die NMS weder mehr 
Chancengleichheit noch Chancenge-
rechtigkeit: 

Auch diese ureigenen sozialde-
mokratischen Ziele werden durch die 
NMS nicht besser erreicht. 

Alles, was uns die Hochglanzbro-
schüren der Ministerin für die NMS 
versprochen haben, ist nicht eingetre-
ten. Das Projekt hat dem Schulsystem 
aber hunderte Millionen Euro als Res-
source entzogen. Und dieser Misserfolg 
ist für aufmerksame Beobachter auch 
keine Überraschung mehr: 

2012 waren die Probleme im 
Kern bereits bekannt und die Mi-
nisterin auch voll informiert über 
die schlechten Ergebnisse des ersten 
vollen NMS-Jahrgangs (2008-2012). 
Das hat sie nicht abgehalten, ihren 
überzogenen Werbefeldzug für ihre 
„Superschule“ weiterzuführen.

Allen Warnungen der Wissenschaf-
ter und der Praxis zum Trotz wurde 
nicht auf die geplante Evaluation ge-
wartet und die NMS flächendeckend 
per Gesetz eingeführt. Und die Eva-
luation sollte schubladisiert oder zu-
mindest um Jahre verschoben werden, 
das hat das Bifie verhindert. Auch die 
Ergebnisse der großen Standardüber-
prüfung 2013 zeigten die Probleme 
mit der NMS wieder deutlich auf. Aus 
fadenscheinigen Gründen („ Daten-
leck“) wurde daraufhin die für 2014 
festgesetzte Überprüfung in Deutsch 
am Ende der NMS und der Vergleich 
mit der HS mehrere Jahre verschoben. 
Ab 2016 gibt es dann nämlich keine 
alten Hauptschulen mehr zum Ver-
gleichen, das löst für die Ministerin 
Heinisch-Hosek das Problem. 

Auf den Punkt gebracht: Wider 
besseres Wissen haben Regierung und 
uneinsichtige Ministerinnen ihr koa-
litionäres „Lieblingsprojekt“ einfach 
durchgezogen. Die Versuchskanin-
chen und Leidtragenden waren die 
Lehrer und Schüler. Diese Schulen, 
Lehrer, Schüler und Eltern befinden 
sich jetzt in einer unangenehmen, 
teils prekären Situation: Mehr als 
1000 Schulen wurden mit hohem ad-
ministrativem und finanziellem Auf-
wand und viel Arbeit vor allem der 
Lehrer auf einen neuen Schultyp um-
gestellt, weil versprochen wurde, dass 
damit wesentliche Vorteile verbunden 
wären. 

Neue Schulpolitik braucht neue Köpfe

Gastkommentar/ Günter Haider 

Fortsetzung auf  S.4
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Das Schulmodell stellt sich nun amt-
lich als Fehlschlag heraus, statt Imagege-
winns droht nun Imageverlust, und das 
wird sicher nicht zur Motivation an den 
Schulen beitragen. Die Enttäuschung 
wird vor allem bei den Engagierten groß 
sein - wozu war der ganze Aufwand? 
Warum sollen Eltern ihr Kind in einen 
Schultyp schicken, der gerade amtlich 
bestätigt erhielt, dass er nicht das Gelbe 
vom Ei ist? 

Die Glaubwürdigkeit dieser Unter-
richtsminister und ihrer hohen Be-
amten ist praktisch vernichtet, wem 
werden Lehrer und Eltern, wem wird 
die Öffentlichkeit künftig noch neue 
Hochglanzversprechungen abnehmen? 
Und vor allem:  Sollen und können 
uns jetzt dieselben Minister, Politiker 
und Ministerialbeamten, die das gan-
ze Schlamassel mitverursacht haben,  
aus dieser schwierigen Situati-
on auch wieder herausbringen?  
Das glaube, wer mag, ich nicht. Eine Ne 
aufstellung der gesamten Führung ist 
notwendig.

Günter Haider, Erziehungswissenschafter und 

Psychologe, war Lehrer in Volks-, Haupt- und 

Polytechnischen Schulen, kehrte 2008 nach 

fünfjähriger Periode als einer von zwei Direkto-

ren des Bundesinstituts für Bildungsforschung 

(Bifie) an die Universität Salzburg zurück.

Die Neue Autorität – Beziehung in 
der Schule erfolgreich gestaltet

Es ist eine Tatsache, dass Leh-
rerinnen und Lehrer in der 
Öffentlichkeit vielfach kriti-

siert und ihre Haltungen und Me-
thoden in Frage gestellt werden. Sie 
erleben wenig Rückhalt und sind 
vielen Respektlosigkeiten und Pro-
vokationen, nicht nur von Seiten 
der SchülerInnen, ausgesetzt, was 
oft zu Hilflosigkeit, Unverständnis 
und Demotivation führt.

Die Frage ist also, wie Lehrer aus 
dieser erlebten Ohnmacht heraus-
treten können. Wie kann es gelingen, 
eine neue Form von Autorität ent-
wickeln und leben zu können, eine 
Autorität die beziehungsorientiert 
und wertschätzend ist und den Leh-
rerinnen Respekt und Stärke zurück 
gibt. Diese neue Autorität muss mit 
Haltungen, Inhalten und konkreten 
Handlungsmöglichkeiten ausgefüllt 
und ausformuliert werden. Neue 
Ansätze müssen auch dem Bedürf-
nis der Gesellschaft gerecht werden 
können, gewaltfreie Erziehung von 
Kindern sicher zu stellen. Beispiels-
weise genügt es heute nicht mehr, zu 
versichern dass es “an unserer Schu-
le keine Gewalt” gibt. Eltern wollen 
nicht, dass dieses Thema unter den 
Teppich gekehrt oder verharmlost 
wird, sondern erwarten einen pro-
fessionellen Umgang mit Konflikten 
und Gewaltphänomenen von den 
Pädagogen.

Das Konzept der Neuen Auto-
rität und des Gewaltlosen Wider-
standes im Klassenzimmer setzt 
zuallererst bei der Entwicklung und 
Wiederherstellung der persönlichen 
und professionellen Präsenz der 
Pädagoginnen und Pädagogen an 

und stärkt sie im Miteinander, was 
übrigens der wichtigste Faktor für 
berufliche Zufriedenheit von Leh-
rerInnen ist. Sie so zu befähigen, in 
ihrem Lebens- & Arbeitsalltag res-
pektvoll, achtsam, mit Begeisterung 
und gewaltfrei präsent zu sein und 
ihre Aufgaben verantwortungsvoll, 
in Wachsamer Sorge, gemeinsam, 
wenn notwendig mit Interventio-
nen des Gewaltlosen Widerstandes 
wahrzunehmen, sind die Hauptziel-
setzungen dieses Ansatzes.

Die von uns beschriebenen sie-
ben Säulen beinhalten alle wesent-
lichen Aspekte der “Neuen Autori-
tät”. Sie bieten auch einen Überblick 
über die verschiedenen Handlungs-
schritte, die Lehrerinnen und Leh-
rer in ihrer Position stärken. In der 
Praxis zeigt sich, dass Erwachsene 
mit Hilfe dieser Orientierungshilfe 
seltener zu Konsequenzen im Sinne 
von Strafen oder Sanktionen grei-
fen. Dies stärkt die Beziehung zwi-
schen LehrerInnen und SchülerIn-
nen zusätzlich.

 
Hier eine Kurzbeschreibung der 

7 Säulen:

Durch Herstellen von Präsenz 
(Säule 1) lassen sich viele proble-
matischen Entwicklungen früh-
zeitig erkennen und Eskalationen 
vorbeugen. Kommt es zu Eskala-
tionsprozessen, ist es hilfreich zu 
verstehen, dass wir die Kinder nicht 
kontrollieren können. Letztlich ent-
scheiden die Kinder, ob sie sich so 
oder anders verhalten und das wis-
sen die Kinder auch. Mit Hilfe dem 
Model der Wachsamen Sorge ge-
lingt es uns zu entscheiden, wann 

 
LITERATURTIPP 
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Stärke statt Macht. Neue Autorität 
in Familie, Schule und Gemeinde. 
Göttingen: Vandenhoeck & Rup-
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Günter Haider 
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Stefan Ofner 

wir einschreiten müssen und wann 
nicht. Durch Selbstkontrolle (Säule 
2) können Erwachsene aus Macht-
kämpfen aussteigen lernen. Das 
braucht Übung und es hilft ein paar 
Dinge über symmetrische und kom-
plementäre Eskalationsprozesse zu 
wissen. Wenn es darüber hinaus ge-
lingt die Autorität auf breitere Bei-
ne zu stellen und ein Netzwerk von 
UnterstützerInnen (Säule 3) zu bil-
den, stärkt das alle Beteiligten und 
schont deren persönliche Ressour-
cen. Als UnterstützerInnen kom-
men dabei natürlich in erster Linie 
KollgeInnen, aber auch Eltern und 
andere Verwandte der Kinder in Be-
tracht. Das Einbinden von Eltern 
ist oft wesentlich für die Verhal-
tensänderung eines Schülers, einer 
Schülerin, auch wenn von manchen 
LehrerInnen resignierend beschrie-
ben wird, dass die Zusammenarbeit 
mit Eltern nicht immer einfach ist. 
Umso wichtiger ist es, dass Schullei-
terInnen und LehrerInnen sich von 
Anfang an damit auseinander set-
zen, wie tragfähige Bündnisse mit 
Eltern hergestellt werden können. 
Hierzu ist die von uns eingesetz-

te „Bündnisrhetorik“ von größtem 
Nutzen.

Wird das problematische Ver-
halten von Seiten der Kinder oder 
Jugendlichen fortgesetzt, werden 
Widerstandsmaßnahmen ergrif-
fen (Säule 4), die signalisieren, dass 
es so nicht mehr weiter gehen kann 
und die Erwachsenen gemeinsam 
alles mögliche unternehmen wer-
den, dieses Verhalten zu stoppen. 
Entschlossenheit und Beharrlichkeit 
sind dabei von großer Bedeutung. 
Parallel dazu muss die Beziehung 
zwischen Kindern und den Erwach-
senen gestärkt werden (Säule 5). Das 
Kind soll dadurch merken, dass sich 
der Widerstand gegen das Verhalten 
und nicht gegen die Person richtet: 
„Du bist uns willkommen, deine 
ausgeübte Gewalt, deine Respektlo-
sigkeiten, usw. nicht!“ LehrerInnen 
kündigen das an und zeigen so die 
Entschlossenheit zu handeln. Sie 
erklären das dem Schüler, der Schü-
lerin, der/die sich grenzverletzend 
verhält und gleichzeitig der ganzen 
Gruppe, die auch interessiert ist zu 
erfahren, wie die Lehrer weiter vor-

gehen werden und die Sicherheit in 
der Gruppe wiederherstellen. 

In vielen Fällen sind auch andere 
Kinder der Klasse auf die eine oder 
andere Weise in problematisches 
Verhalten verstrickt. Das bedingt, 
dass in die Lösung dieser Probleme 
die  ganze Klasse miteinbezogen wer-
den muss. Dies geschieht dadurch, 
dass transparent gemacht wird 
(Säule 6), was geschehen ist, wie die 
Erwachsenen darauf reagieren und 
ob die Situation nun abgeschlossen 
ist oder noch nicht. Die Erwachse-
nen bekommen dadurch Respekt für 
die Handhabung der konfliktträchti-
gen Situation. Die Kinder sehen, dass 
sie handeln und erleben so eine Stär-
kung der Stellung der Führungsrolle 
der LeherInnen. 

Wenn Schaden entstanden ist 
begleiten die LehrerInnen auch den 
Prozess der Wiedergutmachungs-
schritte (Säule 7). Dabei wird auf 
die Re-Integration des Schädigers in 
die Gruppe ebenso Wert gelegt, wie 
auf das Ehrgefühl des Geschädigten 
und des Schädigers. Dies stärkt die 
Stellung der PädagogInnen wiede-
rum. Insgesamt wird bei jeder Lö-
sung von problematischen Situatio-
nen der Zeitfaktor genutzt. Es wird 
ein Lösungsprozess in Gang gesetzt 
und begleitet. Das Entscheidende ist 
die entschlossene Bereitschaft zum 
Dranbleiben.

Kontakt: Mag. Stefan Ofner

www.neueautoritaet.at

Telefon: 0650/9999099
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harrlicher Umgang mit Konflikten.“ 
Und setzt dabei auf das Modell der 
„Neuen Autorität“ des israelischen 
Gewaltforschers Haim Omer. 

Viel wichtiger als „neue Strafen á 
la CLV“ ist die entsprechende Unter-
stützung der Kolleginnen und Kolle-
gen mit verhaltensauffälligen Schü-
lerinnen und Schülern. Diese Hilfen 
müssen so rasch und so früh wie 
möglich einsetzen. Nicht erst, wenn 
der Hut brennt, denn da ist es viel-
fach zu spät.

Kinder brauchen Grenzen und 
wenn nötig auch Konsequenzen, 
dazu bietet das Schulunterrichtsge-
setz bereits genügend Handhaben 
und lässt auch kreative Lösungen wie 
zum Beispiel Klassenvereinbarungen 
zu. Wertschätzung, Akzeptanz, Re-
spekt und Transparenz sollen dabei 
immer im Mittelpunkt stehen.

Im Anschluss finden Sie eine Zu-
sammenfassung, welche Möglich-
keiten das SchUG als Konsequenzen 
zulässt.

• Information der Erziehungsbe-
rechtigten (§ 19 Abs. 4)

Wenn das Verhalten eines Schü-
lers auffällig ist, wenn der Schüler 
seine Pflichten gemäß § 43 Abs. 1 
in schwer wiegender Weise nicht er-
füllt oder wenn es die Erziehungssi-
tuation sonst erfordert, ist dies den 
Erziehungsberechtigten unverzüg-
lich mitzuteilen und dem Schüler 
sowie den Erziehungsberechtigten 
vom Klassenvorstand oder vom un-
terrichtenden Lehrer im Sinne des § 
48 Gelegenheit zu einem beratenden 
Gespräch zu geben (Frühinforma-
tionssystem). Dabei sind insbeson-

Strafen sind der falsche Weg

In den letzten Wochen und Mo-
naten ist immer wieder über das 
Thema „Strafen“ in den Medien 

zu lesen gewesen. Vor den Personal-
vertretungswahlen haben die Ver-
treterInnen des CLV dieses Thema 
erneut hochgespielt. Die absurdesten 
Ideen waren da zu lesen. Ich möchte 
hier nicht alle „Vorschläge“ zitieren, 
aber zu diesem  muss ich mich äu-
ßern:

„In einer ersten Stufe soll es in je-
dem Bezirk mobile Teams geben, die 
störende Kinder zusammenfassen.“ 
Das wollte Paul Kimberger auch 
noch als positive Maßnahme verstan-
den wissen! 

Es ist unbestritten, dass uns man-
che Schülerinnen und Schüler das 
Leben schwer machen können. Zu 
glauben, dass man schwerwiegende 
Probleme mit derartigen mobilen 
Teams durch Zusammenfassen dieser 
Kinder lösen kann, ist blauäugig. 

Primar Michael Merl, Leiter der 
Abteilung für Kinder- und Jugend-
psychiatrie in der Kinderklinik Linz, 
hält Strafen für „problematisch“: 
„Die Gefahr ist, dass Strafen das Ver-
halten nicht verändern, die Kinder 
aber stigmatisiert werden. Kinder, 
die auch zuhause oft gestraft würden, 
könnten in eine negative Spirale ge-
raten. Das Gefühl, „Ich bin eh nichts 
wert!“ wird dadurch nur verstärkt! 

„Strafen sind ein schlechter Lehr-
meister“, so spricht sich auch Josef 
Oberneder, Vizerektor der Pädago-
gischen Hochschule OÖ, gegen den 
Vorstoß der CLV-VertreterInnen aus. 
Die Pädagogische Hochschule der 
Diözese Linz plädiert für ein Gegen-
konzept: „Wertschätzender, aber be-

dere Fördermaßnahmen zur Ver-
besserung der Verhaltenssituation 
(z.B. individuelles Förderkonzept, 
Ursachenklärung und Hilfestellung 
durch die Schulpsychologie, Bil-
dungsberatung und den schulärzt-
lichen Dienst) zu erarbeiten und zu 
beraten.  ….

• Pflichten der Schüler (§ 43 Abs. 2) 

Der Schüler ist über Auftrag des 
Schulleiters, … oder eines Lehrers 
verpflichtet, vorsätzlich durch ihn 
herbeigeführte Beschädigungen oder 
Beschmutzungen der Schulliegen-
schaft und schulischer Einrichtun-
gen zu beseitigen, sofern dies zu-
mutbar ist.

• Gestaltung des Schullebens und 
Qualitätssicherung (§ 44 Abs. 1)

Das Schulforum (§ 63a)  … kann 
… eine Hausordnung erlassen; … . 
In der Hausordnung können je nach 
der Aufgabe der Schule (Schulart, 
Schulform), dem Alter der Schüler 
sowie nach den sonstigen Voraus-
setzungen am Standort (zB Zusam-
mensetzung der Klasse, schulau-
tonome Profilbildung, Beteiligung 
an Projekten bzw. Schulpartner-
schaften, regionale Gegebenhei-
ten) schuleigene Verhaltensverein-
barungen  für Schüler, Lehrer und 
Erziehungsberechtigte als Schulge-
meinschaft und Maßnahmen zur 
Förderung der Schulqualität festge-
legt werden, wobei das Einverneh-
men aller Schulpartner anzustreben 
ist. (Thema solcher schuleigener 
Verhaltensvereinbarungen können 
etwa sein: pünktlicher Schulbesuch, 
Nachholung versäumter Pflichten, 
respektvoller Umgang miteinander, 
schonendes Behandeln schulischer 
Einrichtungen u.a.) 1….

Franz Kaiser 
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• Mitwirkung der Schule an der 
Erziehung (§ 47 Abs. 1 und Abs. 2)

… hat der Lehrer in seiner Un-
terrichts- und Erziehungsarbeit die 
der Erziehungssituation angemes-
senen persönlichkeits- und gemein-
schaftsbildenden Erziehungsmit-
tel anzuwenden, die insbesondere 
Anerkennung, Aufforderung oder 
Zurechtweisung sein können. Diese 
Maßnahmen können auch vom Klas-
senvorstand und vom Schulleiter, in 
besonderen Fällen auch von der zu-
ständigen Schulbehörde ausgespro-
chen werden. …

Wenn es aus erzieherischen Grün-
den oder zur Aufrechterhaltung der 
Ordnung notwendig erscheint, kann 
der Schulleiter einen Schüler in eine 
Parallelklasse … versetzen. Wenn mit 
einer solchen Maßnahme nicht das 
Auslangen gefunden werden kann, 
kann die Schulkonferenz … die Stel-
lung eines Antrages auf Ausschluss 
des Schülers (§ 49 Abs. 2) androhen.

• Verständigungspflichten der 
Schule (§ 48)

Wenn es die Erziehungssituation 
eines Schülers erfordert, haben der 
Klassenvorstand oder der Schullei-
ter das Einvernehmen mit den Erzie-
hungsberechtigten zu pflegen. Wenn 
die Erziehungsberechtigten ihre 
Pflichten offenbar nicht erfüllen oder 
in wichtigen Fragen uneinig sind, hat 
der Schulleiter dies dem zuständigen 
Jugendwohlfahrtsträger gemäß § 37 
des Bundes-Kinder- und Jugendhil-
fegesetzes 2013, BGBl. I Nr. 69/2013, 
mitzuteilen.

• Ausschluss eines Schülers (§ 49)

Wenn ein Schüler seine Pflichten 
(§ 43) in schwer wiegender Weise ver-
letzt und die Anwendung von Erzie-

hungsmitteln gemäß § 47 oder von 
Maßnahmen gemäß der Hausord-
nung erfolglos bleibt oder wenn das 
Verhalten eines Schülers eine dau-
ernde Gefährdung von Mitschülern 
oder anderer an der Schule tätigen 
Personen hinsichtlich ihrer Sittlich-
keit, körperlichen Sicherheit oder ih-
res Eigentums darstellt, ist der Schü-
ler von der Schule auszuschließen. An 
allgemein bildenden Pflichtschulen 
ist ein Ausschluss nur zulässig, wenn 
das Verhalten des Schülers eine dau-
ernde Gefährdung von Mitschülern 
oder anderer an der Schule tätigen 
Personen hinsichtlich ihrer Sittlich-
keit, körperlichen Sicherheit oder 
ihres Eigentums darstellt und die Er-
füllung der Schulpflicht gesichert ist.

… dem Schüler ist vor der Be-
schlussfassung über die Antragstel-
lung Gelegenheit zur Rechtfertigung 
zu geben. Überdies ist den Erzie-
hungsberechtigten Gelegenheit zur 
Stellungnahme zu geben. Die Schul-
konferenz hat bei ihrer Beratung die 
für und gegen den Ausschluss spre-
chenden Gründe zu berücksichtigen 
und ihren Antrag zu begründen. Eine 
Zweitschrift des Antrages ist dem 
Schüler zuzustellen.

Die zuständige Schulbehörde hat 
bei Gefahr im Verzug auszuspre-
chen, dass der Schüler vom weiteren 
Schulbesuch suspendiert wird. Die 
Suspendierung darf mit höchstens 
vier Wochen bemessen werden; sie 
ist unverzüglich aufzuheben, sobald 
sich im Zuge des Verfahrens ergibt, 
dass die Voraussetzungen nach Abs. 1 
nicht oder nicht mehr gegeben sind. 
…

Das Österreichische Schulrecht, Jonak, 

Kövesi, 13. Auflage 2012, Wien, Österrei-

chischer Bundesverlag

Franz Kaiser 
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Timo Brunnbauer 

Seit den furchtbaren Anschlägen auf 
die französische Satirezeitung Char-
lie Hebdo zu Beginn des Jahres ist das 
Thema des Dschihadismus bzw. isla-
mistischen Terrors in den Demokra-
tien Europas angekommen. 

Die Reaktionen in Frankreich 
selbst, aber auch in Deutsch-
land, Belgien und Österreich, 

zeigten dabei in eine ähnliche Richtung: 
mehr Überwachung, mehr Ausrüstung 
für die Polizei müsste her. 

Die zumindest 400.000 Euro teure 
Aktion „#stolzdrauf“  ist vergessen und 
wird nun schrittweise durch Pegida- 
artige Panikmache ersetzt. Und: zufälli-
gerweise sind heuer vier Landtagswahlen 
zu schlagen.

Innenministerin Mikl-Leitner (ÖVP) 
versprach einige Tage nach dem An-
schlag ein gut 250 Millionen € schweres 
Sicherheitspaket, welches vor allem der 
Polizei zugute kommen soll. 

Es gibt die ernsthafte Überlegung, 
Hubschrauber für den Transport von 
größeren Einsatzgruppen anzuschaffen. 
Das Angebot des Verteidigungsminis-
ters, auf Fluggeräte des Heeres zurück 
zu greifen, wurde dankend abgelehnt. 2 
eigene Polizeitransporter sollen 2016 an-
geschafft werden.

Einige Tage später meldeten sich wei-
tere Granden der heimischen Politik zu 
Wort. Ihr Tenor: offensichtlich uninteg-
rierbare Jugendliche bzw. SchülerInnen 
und deren Eltern sind zu Ersatzleis-
tungen heranzuziehen. Sebastian Kurz 
(Aussenminister, ÖVP), Franz Voves 
(LH Steiermark, SPÖ) und Hans Niessl 
(LH Burgenland, SPÖ) forderten Sozi-
aldienste („Tafellöschen in der ganzen 
Schule“) bzw. empfindliche Geldstrafen 

Politische Bildung in Zeiten des Dschihad
für die Eltern von Schulschwänzern (der 
Zusammenhang mit der Dschihadis-
musgefahr ist nicht wirklich offensicht-
lich, aber egal, härtere Strafen etc. klin-
gen einfach gut). 

Explizit wurde allerdings von isla-
mischen Jugendlichen und deren El-
tern gesprochen: nicht integrierte oder 
schulschwänzende ÖsterreicherInnen 
(also die echten Kevins und Jacquelli-
nes) spielten in den Überlegungen eher 
keine Rolle. Besonders fragwürdig ist 
der Umstand, dass zwei sozialdemo-
kratische Landeshauptleute sich in die 
vorderste Reihe der so argumentieren-
den Personen gesellten (normalerweise 
sind solche Überlegungen den Kickls 
des Landes vorbehalten). Den Grundsatz 
der Gleichheit haben die SP-Granden da 
wohl ganz kurz mal vergessen. Die FPÖ-
isierung hält auch in der Löwelstraße zu 
Wien Einzug.

Erst viel später in der Diskussion, 
nämlich ab der letzten Jännerwoche, 
ging es dann um pädagogische Ideen. 
Unterrichtsministerin Heinisch Hosek 
(SPÖ) und weitere Regierungsmitglieder 
betonten die Wichtigkeit der Politischen 
Bildung in den heimischen Schulen. Sie 
ist an sich im aktuellen Regierungspro-
gramm niedergeschrieben, doch Papier 
gilt als geduldig.

Aber Heinisch Hosek hat dieses Mal 
völlig Recht - Politische Bildung, ordent-
lich gemacht, ist ein Vehikel um soziale 
Themen (dazu gehört auch die Integra-
tion) anzusprechen. Schon jetzt gibt es 
diesen Gegenstand ja,  meinte die Unter-
richtsministerin. Ja, als inhaltsarme Be-
zeichnung: Geschichte und Sozialkunde 
wurde um den Begriff Politische Bildung 
im Jahr 2009 erweitert. Dass dafür aber 
keine zusätzlichen (Stunden)Ressourcen 
geschaffen wurden, ist nur logische Folge 

der Bildungspolitik der letzten zwanzig 
Jahre.  Im Mittagsjournal des Ö1 vom 
Freitag, 30. Jänner meinte Heinisch- 
Hosek: es läge am Finanzminister, ob es 
zur Einführung eines eigenen Gegen-
standes in der Sekundarstufe I kommen 
könne. 100 Millionen Euro wären dafür 
notwendig. Die notwendigen Lehrperso-
nen gäbe es auch schon, O-Ton: „Die Pä-
dagogen und Pädagoginnen sind in den 
Schulen und dann müsste (...) man sich 
von außen Experten und Expertinnen 
für Poltische Bildung einladen und diese 
Kosten müssten dann getragen werden.“ 
Sollte Politische Bildung zusätzlich zu 
den Unterrichtsstunden der SchülerIn-
nen kommen oder kommt es zu einer 
Reduktion anderer Gegenstände? Da ist 
sich die Unterrichtsministerin uneins 
mit sich selbst. Nur: wozu braucht es 
100 Millionen Euro, wenn wir dann eh 
ratzfatz  Biologie oder Werken um eine 
Einheit kürzen? 

 
Schon lange ertönt der Ruf nach einem 

eigenen Gegenstand Politische Bildung ab 
der 5. Schulstufe (seit Mitte der 1970er Jah-
re auch immer wieder von Seiten der Poli-
tik). Doch nicht nur das Fach selbst gilt es 
zu implementieren, auch die PädagogIn-
nen aller Schulstufen sollten die Grundla-
gen einer solchen in der Lehrerausbildung 
kennen lernen. Kommt es tatsächlich zu 
einem Gegenstand Politischer Bildung, 
dann ist eine eigene Ausbildung der Leh-
rerInnen an den PHs notwendig. Denn 
da irrt Frau Unterrichtsministerin: zurzeit 
fehlt es an sattelfestem Personal. Die der-
zeitigen Masterkurse in Linz oder Krems 
reichen für eine flächendeckende Versor-
gung mit schulischen ExpertInnen nicht 
aus. Politische Bildung hat nämlich nur 
sehr wenig mit dem Herunterleiern von  
PolitikerInnennamen oder dem Aus-
wendiglernen der Anzahl von Abgeord-
neten im Nationalrat zu tun. Politische 
Bildung soll junge Menschen zur Par-
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Politwerkstatt 

Das erfolgreiche Projekt zur Erweite-
rung der Politischen Bildung wurde 
vor 6 Jahren im Museum Arbeitswelt 
in Steyr gegründet.

Inhalts- und Raumkonzept der im 
Frühjahr 2009 eröffneten Politik-
werkstatt DEMOS gründen auf 

der Überzeugung, dass eine lebendige 
Demokratie vor allem eines erfordert: 
Tätigkeit, verstanden als verantwor-
tungsbewusste Teilhabe möglichst vie-
ler Menschen am Politischen. Mit ei-
ner Parlamentstribüne, griechischen 
Säulen, Rednerpult, Wahlkabine und 
Medienstudio bietet sie eine anregende 
Lernumgebung. 

Die Politikwerkstatt versteht sich als 
Raum des gesellschaftlichen Lernens. Sie 
kombiniert Orientieren, Wissen, Ler-
nen, Erfahren und Urteilen. Neben dem 
Ambiente und engagierten Lektor/innen 
bietet sie vor allem auch methodisch 
vielfältig aufbereitete Workshops, die 
sich mit der Gegenwart und Zukunft un-
seres demokratischen Zusammenlebens 
auseinandersetzen. Politischer Bildung 
kommt in diesem Zusammenhang eine 
tragende Rolle zu und kann wichtige 
Beiträge zur Aktivierung demokratischer 
Potenziale liefern, Perspektiven eröffnen, 
Blickwinkel verändern, Wissen erweitern 
und zum politischen Denken und Han-
deln motivieren. Demokratie soll somit 
nicht nur als Regierungs-, sondern auch 
als Lebensform die Köpfe und Herzen 
der Menschen gleichermaßen erreichen. 

Seit der Gründung wurden das 
Workshopangebot stetig zielgruppenori-
entiert erweitert – zuletzt durch das Mo-
dul „Partizipation – Wählen und mehr“, 
bei dem sich Schüler/innen nicht nur 
mit fiktiven Parteien auseinandersetzen, 
sondern auch alle Seiten des Wählens 
beleuchten. 

Die DEMOS-Akademie ermöglicht es 
Gruppen ab zehn Personen, je nach Inter-
esse, einzelne Module ab der 4. Schulstufe 
zu buchen. Zusätzlich besteht für Schüler/
innen ab der 8. Schulstufe die Option, 
drei Module zu einem Lehrgang zu kom-
binieren. Der DEMOS-Lehrgang schließt 
mit einem von Bildungsministerium und 
Museum Arbeitswelt zertifizierten Zeug-
nis ab.

Mit der Einführung des Pflichtmoduls 
Politische Bildung im kommenden Schul-
jahr wird es auch in der Politikwerkstatt 
DEMOS wieder ein neues Wokshopan-
gebot geben, das bereits in der 6. und 7. 
Schulstufe gebucht werden kann.

Für Schüler/innen, Lehrlinge und Stu-
dierende gibt es im Museum Arbeitswelt 
nicht nur das Lernangebot der Politik-
werkstatt DEMOS, sondern auch eine 
breite Palette an aktivierenden Workshops 
in mittlerweile drei Ausstellungen: „Vom 
Boom zum Bürgerkrieg“, „Stollen der Er-
innerung“ und „working_world.net – Ar-
beiten und Leben in der Globalisierung“. 
Für Erwachsene bietet das Museum zu-
dem vertiefende Begleitveranstaltungen 
und DEMOS-Abendvorlesungen an. 

Weitere Infos unter: Tel: 07232 / 77351,
E-Mail: paed@museum-steyr.at,
Web: www.museum-steyr.at.

tizipation an gesellschaftlichen Prozes-
sen befähigen. So gesehen kann sie auch 
einen wichtigen Anteil an der Integra-
tion von Kindern aus bildungsfernem  
Elternhaus spielen. Und damit sind nicht 
ausschließlich Einwandererkinder mit 
muslimischer Religionszugehörigkeit ge-
meint. Politische Bildung sollte auch jene 
erreichen, die sich später am extrem rech-
ten Rand ihren Platz suchen und zu oft 
auch finden. Barbara Tóth schreibt in ih-
rem Kommentar für den Falter (Ausgabe 
5/15):   „Einmal mehr und natürlich völ-
lig zu Recht wird jetzt über die Schule als 
erste, wichtige Sozialisierungsinstanz für  
Zuwanderer diskutiert. Gleichzei-
tig - und auch nicht zum ersten Mal -  
beschließt die Regierung in einem  
’Anti-Radikalisierungspaket’ 260 Millio-
nen Euro für die Sicherheit auszugeben, 
aber nur 150.000 Euro für Bildung. War-
um nicht umgekehrt?“ 

Prioritätensetzung auf österreichisch 
eben. 

 
WEBTIPP 
 
Youtube: MuseumArbeitswelt  

 
PH OÖ Fortbildungsschwerpunkt: 
Bildung zum Miteinander 
http://www.ph-ooe.at/fortbildungs-
angebote-aps.html 

Politwerkstatt Demos
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Seit Beendigung der sogenann-
ten „Altersdiskriminierung“ 
ist für die Berechnung des 

Vorrückungsstichtages die Schulzeit 
der Lehrzeit gleichzustellen. Das be-
deutet, dass der Vorrückungsstich-
tag, von dem die Einstufung in die 
Gehaltsstufe berechnet wird, vom 
18. Geburtstag auf den 1. Juli bei 
Schulpflichtende vorgezogen wer-
den muss. Damit müssen ca. drei 
Jahre mehr für die Vorrückung an-
gerechnet werden. Das entspricht in 
etwa einem Plus von eineinhalb Ge-
haltsstufen.

Unser Arbeitgeber reagierte 
prompt und hat kurzum die Dau-
er der ersten Gehaltsstufe von zwei 
auf fünf Jahre erhöht. Damit wur-
de der positive Effekt neutralisiert. 
Der Bund musste zwar drei Jahre 
mehr anrechnen, aber die zweite 
Gehaltsstufe wurde nicht mehr nach 
zwei, sondern erst nach fünf Jahren 
erreicht – hatte also de facto keine 
Auswirkung auf die Höhe der Ge-
haltsstufe. 

Das Urteil des EUGH C-514-12, 
5.12.2013 fordert die Anrechnung 
von Zeiten in der Privatwirtschaft, 
gleich wie die im öffentlichen Dienst. 
Denn hier wurde fast ausschließlich 
betrachtet für welchen Dienstgeber 
man gearbeitet hat, ungeachtet der 
Einschlägigkeit der Berufserfah-
rung. Pädagogische Tätigkeiten in 
privaten Einrichtung (etwa Caritas-
Kindergärten) zählten nichts gegen-
über irgendwelchen Diensten für 
Bund, Land oder Gemeinde.

Diese Urteile haben viel Ver-
wirrung und manche Hoffnung 
geweckt. Mehrere KollegInnen be-
absichtigten, um Neuberechnung 

Vorrückungsstichtag - Vorgeschichte
ihres Vorrückungsstichtages anzu-
suchen. Mit dem Inkrafttreten der 
Bundesbesoldungsreform 2015 mit 
12. Februar 2015 jedoch wurde aus-
drücklich darauf hingewiesen, dass 
die Bestimmungen über den Vor-
rückungsstichtag in der letzten so-
wie allen früheren Fassungen nicht 
mehr angewendet werden dürfen. 
Das betreffe sowohl zukünftige als 
auch laufende Verfahren. Sämtliche 
Anträge auf eine Neufestsetzung 
oder Verbesserung des Vorrückungs-
stichtages seien daher ab sofort als 
unzulässig zurück zu weisen.

Aktuell kann also niemand 
mehr um Neuberechnung des Vor-
rückungsstichtages ansuchen Alle 
vorliegenden Ansuchen, die nicht 
vor 11. 2. 2015 erledigt wurden, 
werden als hinfällig betrachtet. Die 
Überleitung ins neue System erfolgt 
ausschließlich nach der bisherigen 
Gehaltsstufe. Ob die Möglichkeit 
besteht, eine Neuermittlung des ei-
genen Besoldungsdienstalters zu be-
antragen ist fraglich.

Das Ziel ist – so scheint es -, dass 
es durch die Besoldungsreform kei-
ne VerliererInnen geben soll, aber 
auch keine GewinnerInnen. Soll hier 
aus Rücksicht auf die Sparpolitik 
der SPÖ-ÖVP-Regierung auf aus-
gleichende Verbesserungen für jene 
verzichtet werden, denen im alten 
System Unrecht geschah?

Nach: Josef Gary Fuchsbauer in: 
Alternative 1-2/2015

Josef Gary Fuchsbauer 
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PädagogInnen

LehrerInnen § 55 GG (Pragmatisierte)

Gehalts-

stufe

in der Verwendungsgruppe

L 3 L 2b1 L 2a1 L 2a2 L 1 L PH

1 1.586 1.747 1.894 2.022  2.446

2 1.611 1.777 1.949 2.081 2.257 2.446

3 1.635 1.807 2.005 2.141 2.334 2.446

4 1.659 1.838 2.061 2.201 2.409 2.648

5 1.683 1.870 2.116 2.260 2.519 2.850

6 1.721 1.958 2.229 2.380 2.703 3.052

7 1.780 2.047 2.346 2.525 2.887 3.254

8 1.842 2.137 2.462 2.669 3.071 3.458

9 1.907 2.228 2.595 2.835 3.255 3.662

10 1.976 2.317 2.728 3.002 3.440 3.866

11 2.045 2.407 2.861 3.169 3.626 4.069

12 2.114 2.531 2.994 3.337 3.811 4.273

13 2.183 2.654 3.128 3.504 3.996 4.477

14 2.253 2.778 3.260 3.673 4.182 4.681

15 2.349 2.901 3.395 3.841 4.368 4.885

16 2.445 3.010 3.513 3.990 4.553 5.156

17 2.541 3.124 3.637 4.146 4.739 5.427

17+Daz/18 2.684 3.295 3.822 4.380 4.997 5.698

18+Daz     5.383 6.105

VertragslehrerInnen I L § 41 VBG

Gehalts-

stufe

in der Entlohnungsgruppe

l ph l 1 l 2a2 l 2a1 l 2b1 l 3

1 2.549 2.309 2.105 1.971 1.806 1.628

2 2.549 2.382 2.167 2.028 1.838 1.655

3 2.549 2.456 2.229 2.086 1.872 1.681

4 2.758 2.537 2.291 2.144 1.906 1.708

5 2.969 2.714 2.352 2.201 1.942 1.735

6 3.179 2.899 2.478 2.318 2.035 1.777

7 3.390 3.084 2.629 2.440 2.130 1.841

8 3.602 3.263 2.779 2.560 2.224 1.910

9 3.815 3.450 2.952 2.698 2.318 1.981

10 4.029 3.642 3.125 2.836 2.412 2.053

11 4.242 3.811 3.301 2.977 2.506 2.127

12 4.457 3.996 3.478 3.116 2.634 2.199

13 4.670 4.182 3.654 3.257 2.764 2.272

14 4.884 4.368 3.830 3.398 2.892 2.346

15 5.098 4.553 4.006 3.539 3.021 2.446

16 5.396 4.733 4.163 3.662 3.134 2.546

17 5.680 4.967 4.327 3.792 3.254 2.645

18 5.964 4.967 4.503 3.932 3.382 2.744

19 6.246 5.319 4.663 4.059 3.499 2.844

ab 1. 3. 2015 gilt nach altem Recht:

LehrerInnen § 55 GG (Pragmatisierte)

Gehalts-

stufe

in der Verwendungsgruppe

L 3 L 2b1 L 2a1 L 2a2 L 1 L PH

1 1.598 1.769 1.964 2.096 2.352 2.446

2 1.623 1.799 2.019 2.156 2.437 2.497

3 1.647 1.830 2.075 2.216 2.565 2.698

4 1.672 1.862 2.145 2.290 2.748 2.900

5 1.702 1.936 2.258 2.417 2.932 3.102

6 1.751 2.025 2.375 2.561 3.117 3.305

7 1.811 2.114 2.495 2.711 3.301 3.509

8 1.874 2.205 2.628 2.878 3.486 3.713

9 1.941 2.294 2.762 3.044 3.672 3.917

10 2.010 2.385 2.894 3.211 3.858 4.120

11 2.080 2.500 3.027 3.378 4.043 4.325

12 2.149 2.623 3.160 3.546 4.228 4.528

13 2.218 2.746 3.294 3.715 4.414 4.732

14 2.302 2.869 3.424 3.878 4.599 4.953

15 2.397 2.983 3.544 4.030 4.804 5.223

16 2.493 3.095 3.637 4.147 4.996 5.495

17 2.541 3.124 -- -- -- 5.699

+kl.Daz 2.613 3.253 3.683 4.205 5.093 5.801

+gr.Daz 2.685 3.295 3.823 4.382 5.383 6.106

VertragslehrerInnen I L § 41 VBG

Gehalts-

stufe

in der Entlohnungsgruppe

l ph l 1 l 2a2 l 2a1 l 2b1 l 3

1 2.549 2.401 2.182 2.043 1.830 1.642

2 2.601 2.477 2.245 2.100 1.863 1.669

3 2.811 2.581 2.306 2.158 1.897 1.695

4 3.021 2.759 2.384 2.230 1.933 1.721

5 3.232 2.945 2.516 2.348 2.011 1.756

6 3.443 3.129 2.666 2.469 2.106 1.809

7 3.656 3.310 2.823 2.595 2.201 1.875

8 3.869 3.497 2.996 2.732 2.294 1.945

9 4.081 3.684 3.170 2.871 2.388 2.018

10 4.295 3.858 3.346 3.012 2.483 2.090

11 4.510 4.043 3.522 3.151 2.602 2.163

12 4.724 4.228 3.698 3.292 2.731 2.235

13 4.937 4.414 3.874 3.433 2.860 2.309

14 5.172 4.598 4.045 3.570 2.988 2.396

15 5.467 4.792 4.204 3.695 3.107 2.496

16 5.750 4.968 4.372 3.827 3.224 2.596

17 6.034 5.055 4.542 3.963 3.350 2.694

18 6.246 5.319 4.664 4.059 3.470 2.794

19 -- -- -- -- 3.498 2.844

ab 1. 3. 2015 gilt nach neuem Recht:
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Wilfried Mayr 

Wenn bis dato von einem 
differenzierten Schul-
system gesprochen wur-

de, dann war so gut wie immer die 
Zweigleisigkeit des österreichischen 
Schulsystems nach der Selektion von 
erst Zehnjährigen (Gymnasiale Un-
terstufe oder HS/NMS) gemeint. Der 
Duden versteht unter „differenziert“: 
abgestuft, aufgefächert, genau, in sich 
gegliedert/gestuft, nicht pauschal, 
nuanciert. Was mich ärgern kann 
ist, dass manche dabei im wahrsten 
Sinn des Wortes nicht bis 3 zählen 
können oder wollen. Wenn konser-
vative Kreise, und zwar nur mehr 
im deutschsprachigen Raum, bisher 
erfolgreich so viel Wert auf die Pa-
rallelität der Sekundarstufe Eins in 
Gymnasium und Hauptschule/Neue 
Mittelschule legen und Erziehungs-
berechtigte deshalb schon ab der 3. 
Klasse Volksschule mit Argusaugen 
darüber wachen müssen, dass ihre 
Schutzbefohlenen alle Voraussetzun-
gen für die „AHS-Reife“ am Ende der 
4. Volksschulklasse testiert erhalten, 
dann wird dabei auf die individuel-
len Entwicklungsgeschwindigkeiten 
von kleinen Schulkindern genauso 
wenig Rücksicht genommen wie auf 
die Stresssituationen, die dadurch 
entstehen. Ich halte daher diese kon-
servative Einstellung für zu wenig 
differenziert (sic!).

Bis 3 zählen können: Wenn 
(nach internationalem Konsens) 
im deutschsprachigen Raum viel zu 
früh die Entscheidung zwischen zwei 
Schularten gefällt werden muss, dann 
hat man dabei nur zwei Entschei-
dungsmöglichkeiten. Im Fall der 
Hauptschule mit drei Leistungsgrup-
pen, bei der die höchste denselben 

Differenziertes Schulsystem? Her damit, aber 
bitte ohne den bisherigen Schwindel!

Ansprüchen genügen muss wie die 
AHS-Unterstufe (identer Lehrplan!), 
sind statt nur zwei drei Varianten 
vorhanden, wobei es diese „Dreifal-
tigkeit“ obendrein ermöglicht(e), 
dass Jugendliche mit einer Teilleis-
tungsschwäche wegen dieser nicht 
daran gehindert werden/wurden, in 
den beiden anderen „Hauptfächern“ 
in Gruppe Eins zu reüssieren. „Dritt-
gruppistInnen“ dürften ja in den 
gymnasialen Unterstufen eigentlich 
gar nicht vorkommen. Zumindest 
theoretisch. In den ersten vier Klas-
sen eines Langform-Gymnasiums 
unterrichtet eine Lehrkraft bis zu 30 
SchülerInnen. Wieviel Differenzie-
rung bzw. Individualisierung dabei 
möglich ist, brauche ich nicht näher 
zu erörtern.

Eine bestimmte Form der Dif-
ferenzierung gab/gibt es allerdings 
zunehmend: Während sich in länd-
lichen Hauptschulen Jugendliche al-
ler Leistungsniveaus tummelten, gab 
es in finanzstärkeren Gegenden von 
Ballungsräumen bis weit über 90 % 
der Volksschul-AbsolventInnen, die 
in die gymnasiale Unterstufe über-
traten. Entweder die intellektuelle 
Kapazität von Zehnjährigen korre-
liert stark mit der Finanzstärke ihrer 
Eltern, oder die Bezeichnung der bei-
den Schularten war/ist viel zu wenig 
aussagekräftig.

Und negativer Stress allerorten 
bei diesem System: Von Rechtsan-
wälten ob der AHS-Reife ihrer Schü-
lerInnen bedrohte VS-LehrerInnen, 
imagegeschädigte HauptschülerIn-
nen im städtischen Raum, qualifi-
zierte HS-LehrerInnen, die an soge-
nannten „Restschulen“ qualitatives 

survival teaching absolvieren muss-
ten, AHS-Lehrkräfte, die wegen Ar-
beitsplatzerhaltung mit einer derma-
ßen gestreuten Qualifikation ihrer 
vielen SchülerInnen Myriaden von 
Gedulds- und Nervenzellen opfern 
mussten/müssen, bis hin zum Elend 
quälender Nachhilfestunden für 
überforderte JunggymnasiastInnen 
in Kombination mit Abermillionen 
Euro jährlicher Kosten für die ehr-
geizigen Eltern.

Eine echte Schulreform 
ist schon lange überfällig. 
Ohne Zweifel. 

EntscheidungsträgerInnen  im deutsch- 
sprachigen Raum hätten eigentlich den 
Vorteil, die Erfahrungswerte aus allen 
anderen Ländern, die schon vor Jahr-
zehnten Schulreformen umsetzten, so 
gut wie kostenlos auszuwerten und für 
alle Betroffenen ihrer Länder zu nut-
zen.

Was geschah/geschieht stattdessen 
in Österreich? Durch die jahrzehnte-
langen ideologischen Grabenkämpfe 
ist die Bildungssituation dermaßen 
verfahren, wie wir sie von der Sekun-
darstufe Eins bis hinauf zu den Univer-
sitäten, besonders aber an den Päda-
gogischen Hochschulen wahrnehmen 
müssen. Baustellen, wohin man blickt, 
Husch-Pfusch-Umstrukturierungen 
auf dem Rücken aller Schulpartner. 
Für die eigentlich dafür zuständige In-
stitution, das BIFIE, kann nach all den 
Pannen, Pech und Pleiten bisweilen 
nur mehr die Unfähigkeitsvermutung 
gelten. Für das Bildungsministerium 
angeblich noch Schlimmeres.
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Wilfried Mayer 
 

Beispiel Sekundarstufe Eins

ÖVP-Gehrer war als Unterrichtsmi-
nisterin in erster Linie damit beschäf-
tigt, durch Einsparungen „ein Budget 
zu sanieren. Basta.“ (O-Ton). Das 
Unterrichtsministerium wechselte per 
März 2007 in sozialdemokratische 
Führung. Claudia Schmied wollte die 
gemeinsame Schule aller Schulpflich-
tigen einführen, seitens der ÖVP war 
diesbezüglich Totalblockade ange-
sagt, suboptimal in einer Koalition. 
Letztendlich versuchte Schmied die 
„Gesamtschule“ durch die Hinter-
tür herein zu bringen, in Form der 
„Neuen Mittelschule“. Damit konnte 
aber wegen des Erhalts der AHS-Un-
terstufe von Anfang an von keiner ge-
meinsamen Schule die Rede sein. Von 
Schmieds Hoffnung, durch ein attrak-
tives Angebot die SchülerInnenscha-
ren zum Überlaufen in die NMS zu 
animieren, blieb praktisch nichts üb-
rig. Das „attraktive Angebot“ sollte aus 
Einsparungsgründen auf dem Rücken 
der LehrerInnen generiert werden, 
Stichwort „Zwei Stunden mehr unter-
richten und nichts dafür bekommen.“ 
Bei den PV-Wahlen 2009 bekam ihre 
Fraktion dafür einen klaren Denkzet-
tel.

Wie eine NMS dann wirklich aus-
sehen soll, in dieser Frage kochten sich 

sogleich die einzelnen Länderchefs ihr 
eigenes Süppchen. Dass bei dieser Art 
von Improvisation Chaos und Pannen 
vorprogrammiert waren, war eigent-
lich absehbar. Schmied warf letztend-
lich das Handtuch, Nachfolgerin Hei-
nisch-Hosek (das Gegenteil von gut  
ist gut gemeint) wollte trotz weiterer 
Einsparungen „durchziehen“.

Das Personal in der Bildungspolitik, 
nämlich die LehrerInnen, wurden nie 
gefragt, stattdessen sogenannte Bil-
dungsexpertInnen und „Stakeholders“. 
Der dadurch natürlich wachsende Wi-
derstand der PädagogInnen gegenüber 
fragwürdigen Umstrukturierungen 
und qualitativ verbesserungswürdiger 
Fortbildung in Sachen Schulreform 
wurde/wird per Beschäftigungsthera-
pie und Druck seitens der Schulauf-
sichtsbeamtInnen niedergehalten.

Es ist gut, dass die autoritären Zei-
ten in der offiziellen Pädagogik vor-
bei sind. Ernstnehmen und Respekt, 
Begegnung mit Empathie und auf 
Augenhöhe, positive Verstärkung, 
Mitbestimmung und Vorbild sein in 
Kompetenz und Bemühen, auf diese 
Art soll eine moderne Lehrkraft ihren 
SchülerInnen zu Recht begegnen. All 
dies fehlt mir leider im Umgang der 
Schulhierarchie mit den Lehrerinnen 
und Lehrern, von wenigen Ausnahmen 
abgesehen. So schafft man bestenfalls 
Friedhofsruhe und Frustration, aber 
das kann doch kein Ziel sein!

Per Teamteaching in den „Trä-
gerfächern“ soll guter individueller 
Unterricht in heterogenen Klassen 
ermöglicht werden. Erste Reaktion 
Heinisch-Hoseks auf ein weiteres Spar-
diktat des damaligen Finanzministers 
war, die Stunden für das Teamteaching 
zu kürzen und „kreative Lösungen zu 
finden“. Spätestens ab diesem Moment 
hat sie nicht nur mein Vertrauen ver-
loren.

Desinformation als Zugabe: Das fin-
nische Bildungswesen wird so zitiert, 
dass darin größtmögliche individuelle 
Förderung der einzelnen SchülerIn-
nen stattfindet. Darunter kann sich 
eine österreichische NMS-Lehrkraft 
eigentlich nur vorstellen, dass sie sich 
für jede Stunde und jede/n SchülerIn 
gesondert optimal vorbereiten soll, 
wie ein/e SonderpädagogIn, nur mit 
einem Vielfachen an SchülerInnen.

Erlebte Tatsache ist, dass in Finn-
land, mit einem vorbildlichen Respekt 
der LehrerInnen ihren SchülerInnen 
gegenüber, hauptsächlich das stattfin-
det, was wir unter Frontalunterricht 
verstehen (den ich natürlich nicht per 
se gutheiße!). Keine Lehrkraft kann 
sich zwischen Dutzenden von Schü-
lerInnen „zersprageln“. Eine intensive 
Individualisierung erfolgt in Finn-
land durch äußere Differenzierung 
(Herr Dr. Vierlinger, es tut mir für Sie 
leid, wenn Sie das lesen müssen!). Die 
SchülerInnen stellen sich mit jedem 
Schuljahr mehr ihren individuellen 
Stundenplan zusammen, keine Fächer 
fürs ganze Jahr, sondern mehrwöchige 
Module. In der gemeinsamen Sekun-
darstufe Eins wissen jene SchülerIn-
nen, die Richtung Reifeprüfung kom-
men wollen, genau, welche Module sie 
dafür rechtzeitig belegen müssen. Aber 
es werden nicht alle gezwungen, sich 
durch denselben Einheitsbrei an Fä-
chern durchzuquälen. Das nimmt viel 
Druck heraus und verbessert dadurch 
die schulische Gesamtatmosphäre.

Diese meine Stellungnahme ist 
eine sehr persönliche und nicht Be-
schlusslage von kuli-UG, ÖLI-UG 
oder unseres Listenpartners GPV. 
Über Rückmeldungen freue ich mich 
prinzipiell, bitte an wilfried.mayr@
kuli.net, teilen Sie mir dabei bitte mit, 
ob Ihre Rückmeldung auch veröffent-
licht werden darf, mit oder ohne Na-
mensnennung.

Wilfried Mayr 
Kontakt: tragwein@aon.at

Mobil: 0676 508 14 98
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Ich persönlich kann das Wort 
schon nicht mehr hören, eigent-
lich auch nicht mehr lesen, und 

muss es für diese Stellungnahme 
trotzdem oft verwenden: „Kompe-
tenzen“. Für jeden Klax wird da ein 
eigener Kompetenzbegriff geprägt, 
den die Lehrkräfte natürlich ken-
nen und berücksichtigen sollen. Per 
OECD-Bildungsaktivitäten kam die-
se Mode aus den USA und hat inzwi-
schen auch den Alten Kontinent voll 
erfasst, bis hin zu unbegreiflichen 
Exzessen. So kommt der Schweizer 
„Lehrplan 21“ bereits in den Grund-
schulen auf 4.500 Kompetenzen. 
Wir können uns annähernd vorstel-
len, wie gut diese valorisiert werden 
können. Konrad Paul Liessmann 
erwähnte in einem Vortrag bei der 
Tagung der Gesellschaft für Bildung 
und Wissenschaft, dass seine Uni-
versität rund 30 Kernkompetenzen 
im Auge habe, wie zum Beispiel die 
Innovationskompetenz, die Reflexi-
onskompetenz, die Prüfungskompe-
tenz des Durchhaltevermögens oder 
gar die Kompetenzorientierungs-
kompetenz. Liessmann bedauerte, 
dass die Aneignung von Fachkom-
petenz, früher noch phantasielos als 
„Wissen“ bezeichnet, nicht mehr als 
wirklich wichtig eingeschätzt werde. 
Ähnlich den „Unterrichtsprinzipien“ 
werden die sogenannten Kompeten-
zen höchstwahrscheinlich einer sol-
chen Inflation unterliegen, dass man 
sie eines Tages ob der Realität verges-
sen kann.

Was ich dennoch vermisse ist, dass 
es bisher jemandem eingefallen wäre, 
bei den vielen Kompetenzanforderun-
gen an die KollegInnen die Kompe-
tenzbereiche der Schulaufsicht defi-
nieren zu wollen.

Wilfried Mayr 

Kompetenzomanie, mit sinnvoller Ergänzung
Ich bin es durchaus gewohnt, viele Din-
ge für sogenannten Gotteslohn zu tun. 
Daher mache ich nachfolgend einige 
Vorschläge und verzichte im hoffentli-
chen Fall der Anwendung auf jegliches 
Copyrightentgelt.

 Q Zuhörkompetenz
 Q Verständniskompetenz
 Q Fairnesskompetenz
 Q Einfühlungskompetenz
 Q vorbildliche Hilfestellungskompetenz
 Q Wertschätzungskompetenz
 Q Geduldskompetenz

 QKompetenz 

 Q den Lehrkräften einen Vorschuss 
an Vertrauen in ihr Bemühen und 
ihre Fähigkeiten zu geben, damit 
dieser Vorschuss seine motivierende 
Wirkung auch gut entfalten kann.
Niemanden vor den Kopf zu stoßen. 

 Q auf Anschreien,Demütigungen und 
Machtdemonstrationen zu verzichten. 

 Q im Fall von Schwächen oder Versa-
gen nicht als strafende/r Zuchtmeis-
terIn zu agieren, sondern Zeit, Nähe 
und Energie zu investieren, um die 
Situation gemeinsam zu verbessern. 

 Q im Fall von Bitte um Hilfe voll 
und wohlwollend zur Seite zu stehen. 

 Q bei Konflikten zwischen Leh-
rerInnen, Eltern und Schüle-
rInnen mit Vermittlungs-
fähigkeiten aufwarten zu 
können, bei denen sich alle 
denken müssen, „Whow, 
wie macht der/die das? So 
gut könnte ich das nicht“. 

 Q eigene Unsicherheiten zuge-
ben zu können und sich für de-
ren Verbesserung einzuladen. 

 Q glaubwürdig vermitteln zu kön-
nen, dass man sich mindestens so 
sehr anstrengt wie das Gegenüber. 

 Q glaubwürdig vermitteln zu kön-
nen, dass man trotz seiner/ihrer Stel-
lung in der Hierarchie wegen der ei-
genen Überzeugungsfähigkeit keine 
Machtmittel braucht, um sinnvolle 
Veränderungen in die Wege zu leiten.  

 Q glaubwürdig vermitteln zu kön-
nen, dass man in hierarchischen Kri-
senfällen auf Seite der LehrerInnen 
steht und sie nicht im Stich lässt. 

 Q  bei Erfüllung dieser Kompetenzen 
auch die Genussfähigkeit zu besitzen, 
Respekt, Dankbarkeit und Zuneigung 
seiner/ihrer LehrerInnen entgegen-
nehmen zu können.
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Entscheidungen des Europäischen 
Gerichtshofes hätten rasches 
Handeln erforderlich gemacht, 

erklärte die zuständige Staatssekretärin 
Sonja Steßl auf den Vorwurf, dass erneut 
ohne sozialpartnerschaftliche Einigung 
ein Gesetz durchgepeitscht worden ist, 
die Besoldungsreform. 

So wurde am 21. Jänner eine „Gesetzes-
reparatur“ bezüglich „Vorrückungsstich-
tag“ beschlossen, um eine diskriminie-
rungsfreie Rechtslage für die Zukunft zu 
erreichen. Berücksichtigt werden außer 
Vordienstzeiten bei anderen Gebiets-
körperschaften und Präsenz- bzw. Zivil-
dienst maximal zehn Jahre von für die 
neue Aufgabe nützlichen Berufstätigkei-
ten. Ausbildungszeiten werden pauschal 
über verbesserte Gehaltsansätze berück-
sichtigt.

Pragmatisierte sowie im unbefristeten 
Dienst befindliche KollegInnen werden 
automatisch in das neue System überge-
leitet. II-L-LehrerInnen betrifft das noch 
nicht. Erst wer einen unbefristeten Ver-
trag bekommt, beginnt in der Entloh-
nungsstufe 1, weil in diese nach neuem 
Recht die Ausbildungszeit schon einge-
rechnet ist.

Die Überleitung erfolgt in die Entloh-
nungsstufe, die auf ganze Euro gerundet 
im neuen System den nächstniedrigeren 
Bezug aufweist. Mit einer sogenannten 
ruhegenussfähigen Wahrungszulage 
wird der Verlust ausgeglichen. Das be-
deutet, dass sich bis zum nächsten Vor-
rückungstermin bei niemandem etwas 
ändert.

Diese nächste Vorrückung erfolgt dann 
nach bisherigem Stichtag in die nächst-
höhere Entlohnungsstufe des neuen Sys-
tems. Diese liegt über dem bisherigen 

Neues Besoldungsrecht

Monatsbezug, ergibt aber meist weniger 
Gehalt als es nach altem Recht nach der 
Vorrückung ausgemacht hätte. Das wird 
als Überleitungsstufe bezeichnet. Der 
Zeitraum bis zur darauffolgenden Vorrü-
ckung wird stark abgekürzt. Für uns APS-
LehrerInnen erfolgt die nächste  Vorrü-
ckung bereits ein halbes Jahr später.

Mit dieser vorgezogenen Vorrückung ge-
langt man in die sogenannte Zielstufe. Ab 
hier erfolgen die Vorrückungen normal, 
also alle 2 Jahre. Kleine und große DAZ 
werden auch als Vorrückung gewertet.

Für jene von uns, die schon in der höchs-
ten Entlohnungsstufe sind, die also keine 
Vorrückungen nach Stichtag mehr haben, 
ändert sich nichts, sie bleiben quasi im al-
ten System. 

Staatssekretärin Steßl hat zugestanden, 
dass Verluste von bis zu 0,6 Promille ent-
stehen könnten. Diese hat sie versprochen 
auszugleichen. Auch die GÖD sichert zu, 
Verhandlungen zu führen, um jegliche 
Verluste in der Lebensverdienstsumme 
auszuschließen.

Siehe Übersicht: Neues Besoldungsrecht

Da fast alle durch diese Überleitung 
ein halbes Jahr  Einkommensverluste 
hinnehmen müssten, haben wir vorge-
schlagen, die Wahrungszulage bis zur 
zweiten Vorrückung (in die Zielstufe) 
zu  zahlen, also bis dahin das nach altem 
System fällige Gehalt zu zahlen.  Wie die 
Verhandlungen zwischen Regierung und 
Gewerkschaft ausgehen,  wissen wir bei 
Redaktionsschluss noch nicht und wer-
det ihr den Medien entnehmen.

Mittlerweile wurden wir alle darüber 
informiert, dass die Verhandlungen zwi-
schen Gewerkschaft Öffentlicher Dienst 
(GÖD) und Bundesregierung genau die-
ses Ergebnis gebracht haben: 

Als Ausgleich zu den “Altbezügen“ wird 
solange eine ruhegenussfähige Wah-
rungszulage ausbezahlt, bis die Betrags-
höhe jener Gehaltsstufe erreicht wird, 
die dem früheren Besoldungssystem ent-
spricht.

Renate Brunnbauer 
 

Überleitung in die nächst-
niedrigere Stufe des neuen 
Besoldungsschemas. (Dabei ist 
der nächstniedrigere Bezug 
gemeint.)

Mit der Wahrungszulage wird der

 

Verlust ausgeglichen. Die Höhe 
des Gehalts bleibt also gleich,

 

sodass sich bis zum nächsten 
Vorrückungstermin nichts ändert.

Vorrückung in die nächste Stufe 
des neuen Besoldungsschemas: 
Bezug liegt über dem bisherigen,

 ergibt aber meist weniger Gehalt 
als es bei Vorrückung nach altem 
Recht ausgemacht hätte;

Der darauffolgende Vorrück-
ungsstichtag wird um eineinhalb 
Jahre vorgezogen, sodass man 
bereits nach einem halben Jahr

 

wieder einen Vorrückungstermin 

hat.

Vorrückung in die nächste Stufe 
des neuen Besoldungsschemas: 
Bezug liegt über dem bisherigen,

 

ergibt aber meist weniger Gehalt 
als es bei Vorrückung nach altem 
Recht ausgemacht hätte;

Der darauffolgende Vorrück-
ungsstichtag wird um eineinhalb 
Jahre vorgezogen, sodass man 
bereits nach einem halben Jahr

 

wieder einen Vorrückungstermin

 

hat.
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Andreas Kastenhofer 
 

Offener Brief, geschrieben an politische 
Entscheidungsträger für Oberösterreich

lungsbedarf. Entweder man schafft es, 
im Zuge einer Verwaltungsreform den 
Administrationsaufwand zu senken 
oder man installiert, wie in nahezu 
allen mittleren und höheren Schulen 
und Landesmusikschulen auch, eine 
Verwaltungshilfe bzw. ein Sekretariat. 
In der Beilage versuche ich detailliert 
dazu Stellung zu nehmen.

Gleichzeitig berichte ich, dass mit 
30. September 2014 an unserer Schule 
eine Verwaltungsassistentin ihre Arbeit 
aufgenommen hat. Der Schulerhalter 
hat nach eingehender Beratung seiner 
Vertreter den Beschluss gefasst, für 6 
Monate Frau M. einzustellen. Ich habe 
vor dem zuständigen Gremium ver-
sucht, die Sinnhaftigkeit dieses Schrit-
tes darzustellen und wurde gehört. 
Gleichzeitig habe ich zu Protokoll 
gegeben, dass ich die der Gemeinde 
entstehenden Kosten nötigenfalls er-
setzen würde, falls der Bürgermeister 
durch seine übergeordneten Instan-
zen auf große Schwierigkeiten stößt  
(Wir sind Abgangsgemeinde!). Seit-
her haben sich viele Leiterinnen und 
Leiter bei mir gemeldet. Mir wurde 
mehrfach berichtet, das dieser Schritt 
von vielen Lehrerinnen und Lehrern 
mit großem Interesse verfolgt und eif-
rig besprochen wird. 

Dieser Tage kann man von Wirt-
schaftsforschern und Zeitungsko-
lumnisten bis zu Mitgliedern der 
Bundesregierung lesen, dass die Ar-
beitslosigkeit vor allem in der Gene-
ration 50 + neuerlich am stärksten 
gestiegen sei und man sich daher 
„Programme“ überlegen müsse. Frau 
M. ist ortsansässig , 55 Jahre alt, zwei-
fache Mutter, gelernte Bürohandels-

kauffrau. Sie hat, abgesehen von einer 
„Kinderpause“ ihr ganzes Berufsleben 
in einem hiesigen Familienbetrieb 
verbracht. Nach Verkauf und drama-
tischer Schließung dieses Unterneh-
mens war sie überraschend arbeitslos 
geworden und blieb es über ein halbes 
Jahr lang. Über Vermittlung des AMS 
kam dieses neue Arbeitsverhältnis zu-
stande. Schnell zeigte sich der Wert 
ihrer Arbeit für unseren Schulbetrieb. 
Es wird wohl kaum einen Menschen 
unseres Hauses geben, dem sie nicht 
schon durch irgendeine Tat positiv 
aufgefallen wäre.
Zielbild für so eine Person ist „die gute 
Seele“ eines Hauses, die administra-
tives Geschäft, vor allem in Stoßzei-
ten, von Schulleiter und Lehrpersonal 
abnimmt, sodass mehr Energie beim 
pädagogischen Kerngeschäft, beim 
Unterricht und beim Menschen an-
kommt. 

Mit freundlichem Gruß,

Andreas Kastenhofer
NMS und PTS Grein

Dem offenen Brief angefügt sind drei Beila-

gen, wovon auszugsweise die dritte im fol-

genden abgedruckt wird 

1. Prof. Dr. Stephan Gerhard Huber; „Schullei-

tungsstudie D-A-CH 2011/2012, Belastungen 

im Schulleitungshandeln“ (Zusammenfas-

sung)

2. Modell einer Stellenausschreibung samt 

Aufzählung von möglichen Aufgaben u. 

Tätigkeiten

3. „In welche Direktion gehen wir?“, kriti-

sche Reflexion der Schulleiterarbeit

Sehr geehrte Damen und Herren!

Ich schreibe Ihnen, weil es mich 
dazu drängt. Ich will über meine  
Erfahrungen nicht bloß im kleinen 
Kreis sprechen und vielleicht dieses 
oder jenes bejammern. Ich will jene 
Personen erreichen, die Entschei-
dungsgewalt haben oder in irgendeiner 
Funktion Gesamtverantwortung für 
die oberösterreichische Schule tragen.

Ich habe mit Schuljahr 2011/12 
die Leiterstelle an einer NMS mit  
angeschlossener PTS übernommen. 
Drei Jahre und viele Erfahrungen  
später komme ich zu dem Schluss, dass 
die Leitung einer Pflichtschule nicht 
optimal aufgestellt ist, und zwar nicht 
im Einzelfall, sondern systematisch. Ein 
Hauptgrund dafür ist die ungünstige 
Relation zwischen reinen Verwaltungs-
aufgaben einerseits und pädagogischen 
sowie echten Leitungsaufgaben ande-
rerseits. Wenn auch in den so verschie-
den strukturierten Schulen unseres 
Landes dieses Thema sehr differenziert 
gesehen werden muss, so besteht mei-
ner Meinung nach jedenfalls Hand-
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rien empfunden wird (siehe Beilage 
1, Seite 4 – 5). Der Administrations-
anteil ist in meinem Fall noch deut-
lich größer, schließlich sind viele der  
untersuchten Schulleitungen mit ei-
nem eigenen Sekretariat ausgestattet. 
Im Land Oberösterreich ist hingegen 
für keine Pflichtschule eine administ-
rative Hilfe vorgesehen.

In anderen Bundesländern wird 
die Notwendigkeit schon gesehen  
(z. B. Niederösterreich, Burgenland, 
Salzburg). Wo der Bund als Schulerhal-
ter auftritt, ist nicht nur ein Sekretariat, 
sondern auch ein teilweise freigestell-
ter Pädagoge mit der Funktion eines  
„Administrators“ schon seit langen 
Zeiten eine Selbstverständlichkeit.

Im eigenen Wirkungsbereich, etwa 
dem OÖ. Landesmusikschulwerk, sieht 
das Land Oberösterreich ein eigenes 
Sekretariat jedenfalls als nötig an.

3. Multitasking

Der Parteienverkehr in der Di-
rektion ist enorm. Besuche durch 
Lehrerinnen und Lehrer, Schulso-
zialarbeiterin, Schülerinnen und 
Schüler, Eltern, Lieferanten, Pa-
ketdienstmitarbeiter, Vertreter, 
Sponsoren, Elternverein etc. sor-
gen im Gespann mit durchschnitt-
lich 20 eingehenden Telefonaten 
pro Tag für eine Atmosphäre, die 
in keiner Weise zum Beispiel in ei-
ner Direktion einer Bundesschu-
le oder einer Landesmusikschule 
oder auch in keinem Büro eines 
leitenden Angestellten in irgendei-
nem Unternehmen herrschen wird.  
Vielmehr erinnert sie an das Treiben 
an einer Hotelrezeption zur Stoß-
zeit. Ein störungsfreies Gespräch 
oder eine längere Phase konzentrier-
ter Arbeit ist meist nicht möglich.

Andreas Kastenhofer 
 

In welche Direktion 
gehen wir?

Kritische Reflexion eines Schullei-
ters einer Pflichtschule.

Nach drei Jahren kann ich unseren 
Schulbetrieb und meine Rolle dabei 
einigermaßen abgeklärt in den Blick 
nehmen und stelle folgendes fest:

1. Arbeitsvolumen

Meine Arbeitszeit als Leiter ist wesent-
lich höher als die als Lehrer. Über das 
ganze Jahr, die erste und letzte Som-
merferienwoche mitgerechnet, kam 
ich auch „im 3. Leiterjahr“ noch auf 
eine wöchentliche Arbeitszeit von 
durchschnittlich 55 Stunden.

2. Administration

Den Großteil meiner Arbeitszeit füllt 
keine leitende, ja auch keine pädago-
gische Tätigkeit, sondern eine rein 
administrative. Das ist bei mir kein 
Sonderfall, sagt die oben erwähnte 
Schulleiterstudie. Diese wurde anhand 
von Befragungen von ca. 5400 Schul-
leitern der verschiedensten Schul-
typen in Deutschland, Österreich 
und der Schweiz durchgeführt und 
beleuchtet die Leitertätigkeit grund-
legend. Ausgehend von Thesen, wel-
che Faktoren eine gute Schulleitung 
ausmachen, geht sie auch der Frage 
nach, welche Faktoren die Schullei-
tung am meisten belasten. Die Arbeit 
der Schulleitung wurde dabei in 9 ver-
schiedene Tätigkeitskategorien geglie-
dert und nach jeweiligem Anteil quan-
titativ ausgewertet. Die Kategorie der 
reinen Administration/Verwaltung 
war dabei mit 31% der weitaus größ-
te Sektor im Pie-Chart! Gleichzeitig 
ist sie auch jene, welche vom Leiter 
als die belastendste von allen Katego-
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4. Anforderungen versus Qualifikati-
on und Gehalt 

Zur Erfüllung vieler rein administ-
rativer Aufgaben braucht es weder 
einen Leiterlehrgang noch eine Lea-
dership Academy. Ich behaupte, dass 
nicht einmal eine pädagogische Aus-
bildung notwendig ist. Eine solide 
Büroausbildung mit hinlänglich EDV 
Kenntnissen und vor allem passendes 
persönliches Naturell reichen aus. Der 
Schulleiter hat dafür weder die passen-
de Ausbildung, noch ist sein Gehalt an-
gemessen: Eine Assistenzkraft für den 
Bürobetrieb käme für den Arbeitgeber 
billiger. Jedenfalls belasten die Verwal-
tungsaufgaben den Leiter/die Leiterin 
in der qualitätvollen Ausübung seiner 
Leitungsfunktion (siehe wieder Schul-
leiterstudie).

5. Präsenz

Sowohl Personal, als auch Schülerin-
nen und Schüler registrieren den Di-
rektor hinsichtlich seiner Präsenz ganz 
genau. Ein Schulleiter, der sich in sei-
ner Direktion verschließt und eifrig 
seiner Administrationsarbeit nach-
kommt, fehlt im Haus und vermittelt 
Desinteresse am Tun jeder einzelnen 
Person. Schülerzitat aus einer ande-
ren Schule: „Der Direktor? - den siehst 
den ganzen Tag nie! Was macht der 
eigentlich?“Lehrerzitat aus einer Schu-
le in Belgien: „Unser Chef ist in seiner 
Direktion, aber die Tür ist geschlossen. 
Er bekommt überhaupt nichts mit. Ich 
glaube, es interessiert ihn auch nicht, 
was los ist.“

Eine offene Direktionstür hinge-
gen, einen Schulleiter, den man treffen 
kann und der mit allen spricht, der in 
die Klassen kommt und sich vom lau-
fenden Geschehen  im Haus überzeugt, 
kann spüren, was läuft, kann echte 
Wertschätzung vermitteln und moti-
vierend wirken.

6. Früher und Heute

Ich bin überzeugt, dass, im zeitlichen 
Längsschnitt gesehen, die Anforderun-
gen an die Schulleitungen gestiegen 
sind. Warum? Was hat sich veränder

�Q Bewerbung

Die Pflichtschulen sind in einem mitt-
lerweile relativ offenen Wettbewerb 
untereinander und vor allem wegen 
des österreichischen „differenzier-
ten“ Schulsystems im Wettbewerb 
mit öffentlichen und privaten AHS. 
Die Mobilität der Eltern ist hoch, die 
Schülerzahlen tendenziell sinkend. Um 
(positiv) wahrgenommen zu werden, 
ist die Schule heute gefordert, sich zu 
positionieren, zu werben. Nicht wenig 
Energie muss dafür verwendet werden, 
die Abhaltung der gesetzlich vorgese-
henen Foren und eines Elterninfor-
mationsabends reichen da bei weitem 
nicht aus!

�Q Sonderpädagogik

Das Zurückbleiben der Ressourcen 
hinter dem tatsächlichen Bedarf für 
sonderpädagogische Maßnahmen und 
die Ausführung des Inklusionsprinzips 
schafft viele Sorgen für eine verant-
wortungsbewusste Schulleitung und 
gleichzeitig einen Wettbewerbsnachteil 
gegenüber den AHS.

�Q Integration

Die Aufnahme von Asylantenkindern 
zieht mehrere große Aufgaben nach 
sich, die sich Schulleiter der früheren 
Zeit bestimmt nicht in dem Maße stel-
len mussten. Organisation von Unter-
richt samt Sprachförderkursen,  Zu-
sammenarbeit mit Hilfsorganisationen 
wie der Caritas, und die Beschäftigung 
mit Problemen durch eine multireligi-
öse, multisprachliche und multikultu-
relle Schülerschar. Für viele Gespräche 

mit Erziehungsberechtigten müssen 
Dolmetscher gefunden werden. Insge-
samt betrachtet wird dieser Aspekt für 
das Kalkül der (deutschsprachigen) El-
tern bei der Schulplatzwahl auch zum 
Wettbewerbsnachteil gegenüber einer 
AHS, die ja keinem Sprengel verpflich-
tet ist (siehe oben).

�Q Schulwart

Früher einmal war ein nahezu durch-
gehend im Haus anwesender Schulwart 
auch bei mittelgroßen Schulen Stan-
dard. An vielen Standorten sah man 
sich sogar veranlasst, die Wohnung des-
selben gleich im oder neben dem Schul-
gebäude einzurichten, für alle Fälle. 
Unser Schulwart wurde 2012, nach sei-
ner Pensionierung einfach nicht mehr 
nachbesetzt. Viele Schulerhaltergemein-
den können ihn sich nicht mehr leis-
ten, manche setzen überhaupt bei der 
Gebäudewartung und -reinigung auf 
Auslagerung an Privatunternehmen. 
Dass eine Reinigungsperson im Kontext 
auch eine pädagogisch wirkende sein 
kann und ein Schulwart eine Präsenz 
auch im Sinne der (alten wie neuen) 
Autorität sein kann, wird dabei sicher 
ausgeblendet. Heute muss sich ein mo-
biler Generalgebäudemanager seine Ar-
beitszeit auf mehrere Häusern aufteilen. 
Was sich dazwischen als Problem auf-
tut, landet zunächst einmal bei … - ja 
bei wem? (Technische Überprüfungen 
von Liftanlagen oder Defibrillatoren, 
Anlieferung von Putzmitteln, Toiletten-
artikeln, …) 

�Q Personalkosteneinsparung im   
Umfeld

Die Postbeamtin bringt  seit eini-
gen Jahren die tägliche (Papier)post 
nicht mehr in die Direktion oder ins  
Lehrerzimmer. Der Gang durch Gar-
derobe hinauf in den ersten Stock und 
weiter durch die Aula bedeutet einen 
Zeitbedarf, der sich anscheinend nicht 

Andreas Kastenhofer 
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mehr rechnen kann. Die Post wird nur 
bis zur Haustür zugestellt.

Bei schulärztlichen Untersuchungen 
wurde bisher von der Bezirksverwal-
tungsgebäude, Sanitätsabteilung stets 
eine Dame als Schriftführerin ge-
schickt. Diese Praxis wurde 2013/14 
still eingestellt.

�Q Schulqualität Allgemeinbildung    
 (SQA)

SQA Workshops absolvieren, Entwick-
lungsberatung in Schulen (EBIS) in 
Anspruch nehmen, Entwicklungspläne 
verfassen, diese jährlich zu adaptieren, 
Bilanz – und Zielvereinbarungsgesprä-
che (BZG) mit dem Qualitätsbeauf-
tragten der Schulaufsicht führen, SQA 
online Instrumente nutzen und deren 
Resultate in Steuergruppen bespre-
chen. Nicht dass all diese Dinge kei-
nen Sinn hätten, aber Hand auf´s Herz: 
Welcher Schuldirektor/ welche Schul-
direktorin vor, sagen wir 20 Jahren, hat 
sich dafür Zeit genommen oder neh-
men müssen?

�Q Dokumentation

Die Anzahl und die Anlässe für Akten-
vermerke sind stetig im Steigen. Der 
Aufwand für die Dokumentation des 
eigenen Tuns wächst auch in den Schu-
len. So wie Angestellte im Pflege- und 
Medizinbereich klagen, weniger Zeit 
am Menschen dafür mehr vor dem 
Schreibtisch verbringen zu müssen, 
geben Techniker zu bedenken, weniger 
operativ dafür zunehmend dokumen-
tativ tätig sein zu müssen. Also auch in 
der Schule:

Es sind vor allem Fälle von verhal-
tensauffälligen Kindern, von Kindern 
mit KJH Betreuung und Schulpflicht 
verletzungen, die besonders „proto-
kollintensiv“ sind. verletzungen, die 
besonders „protokollintensiv“ sind.

Die elektronische Schulaktenver-
waltung (bei uns in OÖ seit etwa 10 
Jahren „eSa“) ist in seiner Gesamtheit 
mindestens so viel Mehraufwand als 
Unterstützung für den Leiter. Dazu 
wurde vor mehreren Jahren auch noch 
das Bildungsdokumentationsgesetz 
implementiert, dessen Ausführung 
sehr sperrig und zeitaufwändig sein 
kann.

�Q Schulreformen 

Schule ist auch Veränderung. Schul-
reformen sind umzusetzen. Gegenwär-
tig ist mit der Umstellung von HS auf 
NMS allerdings ein besonders großer 
Schritt zu bewältigen.

Schlussfolgerungen

�Q Professionalität

Häufig fällt in der pädagogischen 
Debatte der Begriff der Professiona-
lisierung. Aus meiner Schulleitersicht 
zeigte sich Professionalisierung auch 
darin, dass der Schulleiter/die Schullei-
terin vor allem Leitungsaufgaben über-
nähme, für die er professionell ausge-
bildet und entlohnt ist.

Die oben zitierte Schulleitungsstudie 
von Dr. Huber spricht eine klare Spra-
che:

 6% Repräsentation
 6% Qualitätsmanagement
 8% Kooperation
11% Personalmanagement
31% Summe leitender Tätigkeiten
31% Organisation/Verwaltung

Größere Anteile von Organisa-
tions- und Verwaltungsaufgaben 
sollten von anderem dafür ausge-
bildeten Personal erledigt werden.  
Im Gegenzug halte ich einige Stunden 
Unterricht für sinnvoll. Das ist der an-
gestammte Beruf und garantiert dem 

Schulleiter „Bodenhaftung“! Selbstver-
ständlich müssen dabei Struktur und 
Größe der unterschiedlichen Schulen 
bedacht sein.

�Q Gesamtwirtschaftlicher Kontext

In der Schulverwaltung könn-
ten Menschen der Generation 50+ 
eingesetzt werden. Große Lebens- 
und Arbeitserfahrung sind gute  
Voraussetzungen für den Betrieb  
einer Schule. Auch erhalten da-
durch ältere Arbeitnehmer wieder 
das wichtige Bewusstsein, gebraucht 
zu werden und sich einbringen zu  
können. Dem gegenüber stehen Men-
schen mit Langzeitkrankenständen,  
Burnout und ungebremster Zug zu 
Frühpensionen. Allesamt Biografi-
en, die wahrscheinlich nicht glücklich 
machen aber unseren Staatshaushalt 
enorm belasten.

�Q Effizienz 
   
 Ein anderer Ansatz wäre aber auch eine 
echte Verwaltungsreform des Schulwe-
sens. Ich habe nicht nur in meinem 
Wirkungsbereich oft den Eindruck, 
und er verstärkt sich zusehends, wir 
verwalten unsere Ressourcen zu Tode. 
Ähnlich wie bei einer Maschine mit 
schlechtem Wirkungsgrad, herrscht 
ein ungünstig kleiner Quotient zwi-
schen ins System hineingesteckter und 
in der gewünschten Form herausge-
kommener Energie (Input/Output  
Verhältnis).

Andreas Kastenhofer 
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